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Information zu den Betroffenenrechten 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
werden von Ihnen personenbezogene Daten von der Stadt Hagen verarbeitet, sind Sie Be-
troffener im Sinne der Datenschutz-Grundverordung. Die Stadt Hagen ist dabei Verantwortli-
cher für die Datenverarbeitung. Dem Betroffenen stehen gegenüber dem Verantwortlichen die 
in dem Schreiben aufgeführten Rechte zu: 
 

Angaben zum Verant-

wortlichen  

 

Stadt Hagen 
Der Oberbürgermeister 
Versicherungsamt  
Berliner Platz 22 
58089 Hagen 

 Telefon: 02331 207 3749 

 Telefax: 02331 207 2449 

 E-Mail: (jugendsoziales@stadt-hagen.de) 
 
Internet: www.hagen.de/irj/portal/FB-55-0806 

 

Angaben zum Daten-
schutzbeauftragten 

Stadt Hagen 
Behördlicher Datenschutz 
Thorsten Banski 
Rathausstraße 11 
58095 Hagen 

 Telefon: 02331 207 4567 

 Telefax: 02331 207 2025 

 E-Mail: datenschutz@stadt-hagen.de 
 
Internet: https://www.hagen.de/datenschutz 
 

Zweck/e der Datener-
hebung 

Die konkreten Zwecke der Datenerhebung ergeben sich aus 
dem Schreiben des Verantwortlichen „Information nach Artikel 
13 und Artikel 14 der Europäischen Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) bei der Erhebung personenbezoge-

ner Daten“. 
 

Rechte der Betroffe-
nen  

Ihnen stehen gegenüber dem Verantwortlichen die nachfolgend 
aufgeführten Rechte zu: 
 

Recht auf Bestätigung 
(Artikel 15 Absatz 1 
DSGVO) 

Sie können von dem Verantwortlichen der Datenverarbeitung eine 
Bestätigung verlangen, ob personenbezogene Daten von Ihnen 
von der Stadt Hagen verarbeitet werden. 
 

Recht auf Auskunft 
(Artikel 15 Absatz 1 
DSGVO) 

Liegt eine solche Datenverarbeitung vor, dann können Sie Aus-
kunft über folgende Daten verlangen: 

 Zweck der Verarbeitung der personenbezogenen Daten; 

 Kategorien der verarbeiteten personenbezogenen Daten; 

mailto:datenschutz@stadt-hagen.de
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 Empfänger bzw. Kategorien von Empfängern, gegenüber de-
nen die personenbezogenen Daten offengelegt worden sind 
oder noch offengelegt werden (insbesondere bei Empfängern 
in Drittländern außerhalb der Europäischen Union oder bei in-
ternationalen Organisationen); 

 die geplante Dauer, für die die personenbezogenen Daten ge-
speichert werden oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien 
für die Festlegung der Speicherungsdauer,; 

 das Bestehen des Rechts auf Berichtigung oder Löschung der 
Sie betreffenden personenbezogenen Daten oder der Ein-
schränkung der Verarbeitung durch den Verantwortlichen oder 
des Rechts auf Widerspruch gegen diese Verarbeitung,; 

 das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Datenschutz-
aufsichtsbehörde; 

 alle verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten, 
wenn diese nicht bei Ihnen als betroffene Person erhoben wur-
den; 

 das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung ein-
schließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 Daten-
schutz-Grundverordnung und - zumindest in diesen Fällen - 
aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie 
die Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer derar-
tigen Verarbeitung für Sie als betroffene Person. 

 
Weiterhin steht Ihnen ein Auskunftsrecht zu, ob die Sie betreffen-
den personenbezogenen Daten in ein Drittland oder eine internati-
onale Organisation übermittelt werden. Sollte dies der Fall sein, 
können Sie verlangen, über die geeigneten Garantien gemäß Arti-
kel 46 Datenschutz-Grundverordnung im Zusammenhang mit der 
Übermittlung unterrichtet zu werden. 

 

Recht auf Berichti-
gung (Artikel 16 DSG-
VO) 

 

Sie haben das Recht von dem Verantwortlichen unverzüglich die 
Berichtigung von Ihnen betreffende unrichtige Daten zu verlangen 
sowie haben Sie das Recht die Vervollständigung unvollständiger 
personenbezogener Daten von Ihnen zu verlangen. 

 

Recht auf Löschung 
(Artikel 17 DSGVO) 

 

Sie können verlangen, dass die Sie betreffenden personenbezo-
genen Daten unverzüglich gelöscht werden, wenn einer der fol-
genden Gründe zutrifft: 

 die personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die sie 
erhoben oder verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig; 

 Sie widerrufen Ihre Einwilligung in die Datenverarbeitung und 
es liegt keine anderweitige Rechtsgrundlage für die Verarbei-
tung vor; 

 Sie legen Widerspruch gegen die Verarbeitung nach Artikel 21 
Absatz 1 Datenschutz-Grundverordnung ein und es liegen kei-
ne vorrangigen berechtigten Gründe für die Verarbeitung vor; 

 Sie legen Widerspruch gegen die Verarbeitung nach Artikel 21 
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Absatz 2 Datenschutz-Grundverordnung ein; 

 die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbei-
tet; 

 die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung 
einer rechtlichen Verpflichtung nach dem Unionsrecht oder 
dem Recht der Mitgliedstaaten erforderlich, dem die Stadt Ha-
gen unterliegt; 

 die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf angebote-
ne Dienste der Informationsgesellschaft nach Artikel 8 Absatz 1 
Datenschutz-Grundverordnung erhoben. 

 
Hat der Verantwortliche die Sie betreffenden personenbezogenen 
Daten öffentlich gemacht und ist er gemäß Artikel 17 Absatz 1 Da-
tenschutzverordnung zu deren Löschung verpflichtet, so trifft er 
unter Berücksichtigung der verfügbaren Technologie und der Im-
plementierungskosten angemessene Maßnahmen, auch techni-
scher Art, um für die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die 
personenbezogenen Daten verarbeiten, darüber zu informieren, 
dass Sie als betroffene Person von Ihnen die Löschung aller Links 
zu diesen personenbezogenen Daten oder von Kopien oder Repli-
kationen dieser personenbezogenen Daten verlangt haben. 

 

Das Recht auf Löschung besteht nicht, wenn die Verarbeitung er-
forderlich ist 

 zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und 
Information; 

 zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbei-
tung nach dem Recht der Union oder der Mitgliedstaaten, dem 
der Verantwortliche unterliegt, erfordert, oder zur Wahrneh-
mung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in 
Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen 
übertragen wurde; 

 aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffent-
lichen Gesundheit gemäß Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe h und i 
Datenschutz-Grundverordnung sowie Art 9 Absatz 3 Daten-
schutz-Grundverordnung; 

 für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissen-
schaftliche oder historische Forschungszwecke oder für statis-
tische Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1 Datenschutz-
Grundverordnung, soweit das in Absatz 1 genannte Recht vo-
raussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung 
unmöglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt, oder 

 zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen. 

 

Recht auf Einschrän-
kung der Verarbeitung 
(Artikel 18 DSGVO) 

Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen der Datenverar-
beitung die Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen, wenn 
eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist: 
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  Sie die Richtigkeit der von Ihnen verarbeiteten personenbezo-
genen Daten bestreiten, und zwar für eine Dauer, die es dem 
Verantwortlichen ermöglicht, die Richtigkeit der personenbezo-
genen Daten zu überprüfen; 

 die Verarbeitung unrechtmäßig ist und Sie die Löschung der 
personenbezogenen Daten ablehnen und stattdessen die Ein-
schränkung der Nutzung der personenbezogenen Daten ver-
langen; 

 der Verantwortliche die personenbezogenen Daten für die 
Zwecke der Verarbeitung nicht länger benötigt, Sie die perso-
nenbezogenen Daten jedoch zur Geltendmachung, Ausübung 
oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigen, oder 

 Sie Widerspruch gegen die Verarbeitung gemäß Artikel 21 Ab-
satz 1 Datenschutz-Grundverordnung eingelegt haben und so-
lange noch nicht feststeht, ob die berechtigten Gründe des 
Verantwortlichen gegenüber Ihren Gründen überwiegen. 

 

Wurde die Verarbeitung eingeschränkt, so dürfen diese personen-
bezogenen Daten – von ihrer Speicherung abgesehen – nur mit 
Ihrer Einwilligung oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Ver-
teidigung von Rechtsansprüchen oder zum Schutz der Rechte ei-
ner anderen natürlichen oder juristischen Person oder aus Grün-
den eines wichtigen öffentlichen Interesses der Union oder eines 
Mitgliedstaats verarbeitet werden. 

 

Wenn die Einschränkung der Verarbeitung aufgehoben soll, wer-
den Sie hiervon vor Aufhebung der Einschränkung informiert. 

 

Recht auf Unterrich-
tung (Artikel 19 DSG-
VO) 

Sie haben das Recht, dass der Verantwortliche allen Empfängern, 
denen er Ihre personenbezogenen Daten übermittelt hat, die sich 
aus Ihren vorstehenden Rechten ergebenden Berichtungen, Lö-
schungen oder Einschränkungen der Verarbeitung ebenfalls mit-
teilt. Dies gilt nur, wenn der dadurch entstehende Aufwand nicht 
unverhältnismäßig oder unmöglich ist. Auf Ihr Verlangen teilt Ihnen 
der Verantwortliche die Empfänger mit. 

 

Recht auf Datenüber-
tragbarkeit (Artikel 20 
DSGVO) 

 

Sie haben das Recht, die sie betreffenden personenbezogenen 
Daten, die sie bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängi-
gen und maschinenlesbaren Format zu erhalten. Sie haben dar-
über hinaus das Recht, diese Daten einem anderen Verantwortli-
chen ohne durch Behinderung durch den bisherigen Verantwortli-
chen zu übermitteln, wenn 

 die Verarbeitung auf einer Einwilligung gemäß Artikel 6 Absatz 
1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a oder auf ei-
nem Vertrag gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b beruht und 

 die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt. 

 

Hierbei haben sie weiterhin das Recht, dass die Sie betreffenden 
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personenbezogenen Daten direkt von einem Verantwortlichen ei-
nem anderen Verantwortlichen übermittelt werden, soweit dies 
technisch machbar ist. Freiheiten und Rechte anderer Personen 
dürfen hierdurch nicht beeinträchtigt werden.  

 

Das Recht auf Datenübertragbarkeit gilt nicht für eine Verarbeitung 
personenbezogener Daten, die für die Wahrnehmung einer Aufga-
be erforderlich ist, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Aus-
übung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen über-
tragen wurde. 

 

Recht auf Wider-
spruch (Artikel 21 
DSGVO) 

 

Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen 
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der Sie betref-
fenden personenbezogener Daten, die aufgrund von Artikel 6 Ab-
satz 1 Buchstaben e oder f erfolgt, zu widersprechen. Dies gilt 
auch für ein auf diese Bestimmungen gestütztes Profiling. Die 
Stadt Hagen verarbeitet die Sie betreffenden personenbezogenen 
Daten nicht mehr, es sei denn, er kann zwingende schutzwürdige 
Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interessen, 
Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die Verarbeitung dient der 
Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsan-
sprüchen. 

 

Werden die Sie betreffenden personenbezogenen Daten verarbei-
tet, um Direktwerbung zu betreiben, haben Sie das Recht, jeder-
zeit Widerspruch gegen die Verarbeitung der Sie betreffenden 
personenbezogenen Daten zum Zwecke derartiger Werbung ein-
zulegen; dies gilt auch für das Profiling, soweit es mit solcher Di-
rektwerbung in Verbindung steht. Widersprechen Sie der Verarbei-
tung für Zwecke der Direktwerbung, so werden die Sie betreffen-
den personenbezogenen Daten nicht mehr für diese Zwecke ver-
arbeitet. 

 

Sie haben die Möglichkeit, im Zusammenhang mit der Nutzung 
von Diensten der Informationsgesellschaft – ungeachtet der Richt-
linie 2002/58/EG – Ihr Widerspruchsrecht mittels automatisierter 
Verfahren auszuüben, bei denen technische Spezifikationen ver-
wendet werden. 

 

Sie haben weiterhin das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer 
besonderen Situation ergeben, gegen die Sie betreffende Verar-
beitung Sie betreffender personenbezogener Daten, die zu wis-
senschaftlichen oder historischen Forschungszwecken oder zu 
statistischen Zwecken gemäß Artikel 89 Absatz 1 Datenschutz-
Grundverordnung erfolgt, Widerspruch einzulegen, es sei denn, 
die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer im öffentlichen Interesse 
liegenden Aufgabe erforderlich. 

 

Recht auf Widerruf der Sie haben das Recht, Ihre datenschutzrechtliche Einwilligungser-
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datenschutzrechtli-
chen Einwilligungser-
klärung (Artikel 7 Ab-
satz 3 DSGVO) 

klärung jederzeit zu widerrufen. Durch den Widerruf der Einwilli-
gung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis 
zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. 

 

Automatisierte Ent-
scheidung im Einzel-
fall einschließlich Pro-
filing (Artikel 22 DSG-
VO) 

Sie haben das Recht, nicht einer ausschließlich auf einer automa-
tisierten Verarbeitung – einschließlich Profiling – beruhenden Ent-
scheidung unterworfen zu werden, die Ihnen gegenüber rechtliche 
Wirkung entfaltet oder Sie in ähnlicher Weise erheblich beeinträch-
tigt.  

 

Dies gilt nicht, wenn die Entscheidung 

 für den Abschluss oder die Erfüllung eines Vertrags zwischen 
der betroffenen Person und dem Verantwortlichen erforderlich 
ist, 

 aufgrund von Rechtsvorschriften der Union oder der Mitglied-
staaten, denen der Verantwortliche unterliegt, zulässig ist und 
diese Rechtsvorschriften angemessene Maßnahmen zur Wah-
rung der Rechte und Freiheiten sowie Ihrer berechtigten Inte-
ressen enthalten oder 

 mit Ihrer ausdrücklichen Einwilligung erfolgt. 
 

In diesen Fällen trifft die Stadt Hagen angemessene Maßnahmen, 
um die Rechte und Freiheiten sowie Ihrer berechtigten Interessen 
zu wahren, wozu mindestens das Recht auf Erwirkung des Ein-
greifens einer Person seitens des Verantwortlichen, auf Darlegung 
des eigenen Standpunkts und auf Anfechtung der Entscheidung 
gehört. 

 

Dabei ist zu beachten, dass Entscheidungen nicht auf besonderen 
Kategorien personenbezogener Daten nach Artikel 9 Absatz 1 Da-
tenschutz-Grundverordnung beruhen dürfen, sofern nicht Artikel 9 
Absatz 2 Buchstabe a oder g Datenschutz-Grundverordnung gilt 
und angemessene Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Frei-
heiten sowie Ihrer berechtigten Interessen getroffen wurden. 
 

Recht auf Beschwerde 
bei einer Aufsichtsbe-
hörde (Artikel 77 DSG-
VO) 

Zuständige Aufsichtsbehörde für den Datenschutz ist die Landes-
beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-
Westfalen. Sie haben das Recht bei Ihr Beschwerde einzulegen:  
 
Postfach 20 04 44 
40213 Düsseldorf  

 Telefon: 0211/38424-0 

 Telefax: 0211/38424-10 

 Email: poststelle@ldi.nrw.de 
 

Internet: www.ldi.nrw.de 
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